
Der Transport von Wasserstoff per Schiff 
ist teuer. Industrieregionen verlieren da-
her ihre Wettbewerbsfähigkeit. Wandert 
die Industrie dorthin, wo grüner Wasser-
stoff in großen Mengen verfügbar ist?

CHRISTIAN MIHATSCH

Wo Industrien entstehen, das hängt insbe-
sondere von der Verfügbarkeit billiger Ener-
gieträger ab. Der Begründer der Ökonomie, 
Adam Smith, schrieb schon 1776: »Der Preis 
von Energie hat einen so großen Einfluss, 
dass sich die Industrie in ganz Großbritan-
nien hauptsächlich auf die Kohleregionen 
beschränkt hat, da andere Teile des Landes 
nicht so billig arbeiten können. Das gilt auch 
für Deutschland: Das Ruhrgebiet hat deshalb 
so viel Industrie, weil es dort Kohle gibt.

Doch dies ist der Energieträger der Ver-
gangenheit. In Zukunft werden immer mehr 
Industrien wie Stahl oder Chemie Wasser-
stoff nutzen, der mithilfe von Grünstrom 
hergestellt wird. Aus Sicht alter Industrie-
standorte hat Wasserstoff aber einen zentra-
len Nachteil: den Transport. Zwar hat er eine 
sehr hohe Energiedichte im Vergleich zu sei-
nem Gewicht, aber nicht zu seinem Volumen. 
Um die gleiche Energiemenge wie auf einem 
Tankschiff für verflüssigtes Erdgas zu trans-

portieren, braucht man zweieinhalb solcher 
Schiffe. Hinzu kommt, dass Wasserstoff auf 
minus 253 Grad gekühlt werden muss, um 
ihn zu verflüssigen, und das kostet.

Ähnlich sieht es bei Wasserstoffderivaten 
wie Ammoniak oder synthetischen Kraft-
stoffen aus, wenn diese am Zielort wieder 
in Wasserstoff umgewandelt werden. Durch 
die vielen Umwandlungen wird der Wasser-
stoff teuer. Michael Liebreich, Gründer des 
britischen Thinktanks Bnef, schreibt: »Die 
einzige Methode, Wasserstoff wirtschaftlich 
zu transportieren, ist als Gas per Pipeline.«

Aus europäischer Sicht bedeutet das: 
Neben der Eigenproduktion sind wohl ein-
zig Importe aus Nordafrika, der Ukraine 
oder der Türkei realistisch. Die auch von 
der Bundesregierung angedachten Was-
serstoffimporte aus Kanada, Namibia oder 
Australien werden hingegen vermutlich zu 
teuer sein. Das zeigt auch eine österreichi-
sche Studie, die Importe aus Chile oder 
den Arabischen Emiraten mit solchen aus 
Marokko verglichen hat: Wegen der Trans-
port- und Umwandlungskosten ist Wasser-
stoff aus Marokko nur halb so teuer.

Die Industrie hat aber noch eine an-
dere Option: Sie kann ihre Produktion 
in Länder verlagern, in denen es Sonne 

und Wind im Überfluss gibt und wo Was-
serstoff daher günstig hergestellt werden 
kann. Anschließend wird statt Wasserstoff 
das fertige Produkt verschifft. Eine Studie 
der Internationalen Organisation für er-
neuerbare Energien (Irena) mit dem Ti-
tel »Die Geopolitik der Energietransforma-
tion« stellt daher fest: »Die billigste Art, 
Energie zu transportieren, ist in Materi-
alien und Produkten.« Und das habe Fol-
gen für den Standort von Industrien, denn 
billiger Grünstrom schaffe »einen erhebli-
chen Wettbewerbsvorteil für Regionen mit 
einem Überschuss an erneuerbaren Res-
sourcen, um zu Standorten der grünen In-
dustrialisierung zu werden«.

Dieser Trend lässt sich bereits beob-
achten: Der südkoreanische Stahlkon-
zern Posco will 40 Milliarden US-Dollar 
in Australien investieren, um dort mit-
tels Elektrolyse Wasserstoff zu produzie-
ren und damit dann Eisenerz zu verhüt-
ten. Australien ist dafür das ideale Land, 
es verfügt nicht nur über Eisenerz, son-
dern auch über viel Platz für Solar- und 
Windkraftwerke. Experte Liebreich sieht 
das ähnlich: »Energieintensive Indust-
rien werden unweigerlich in Regionen 
abwandern, wo saubere Energie billig ist. 

Magisches Denken hilft nicht gegen die 
Deindustrialisierung.«

Laut der Irena-Studie ist diese Entwicklung 
hingegen nicht zwangsläufig: »Die Standort-
entscheidungen von morgen werden nicht 
auf einer leeren Landkarte getroffen, und sie 
hängen von mehr als nur billiger Energie ab. 
Bestehende Industriecluster sind wahrschein-
lich resistent gegen Veränderungen und zei-
gen eine Pfadabhängigkeit.« Sprich, sie ver-
lassen eingeschlagene Wege nicht so ohne 
Weiteres. Und tatsächlich befänden sich die 
aktuell geplanten Werke für Grünstahl meist 
an traditionellen Stahlstandorten.

Trotzdem bleibt das Problem des Wasser-
stofftransports. Eine Studie des deutschen 
Thinktanks Agora Energiewende macht hier 
allerdings etwas Hoffnung: »Europa verfügt 
über ein ausreichendes Potenzial an grünem 
Wasserstoff, um seinen Bedarf zu decken, 
muss aber zwei Herausforderungen bewäl-
tigen: die Akzeptanz und den Standort der 
erneuerbaren Energien, da jedes Gigawatt 
Elektrolyse mit ein bis vier Gigawatt zusätz-
licher erneuerbarer Energie einhergehen 
muss.« Die Deindustrialisierung Deutsch-
lands ist also nicht zwangsläufig – wer sie 
verhindern will, muss die Erneuerbaren 
massiv ausbauen.

Abwanderung aus Deutschland lässt sich nur vermeiden, wenn die Erneuerbaren massiv ausgebaut werden

Wasserstoffwende stellt Industriestandorte infrage

❚ NACHRICHTEN

Umweltministerin fordert 
Rücksicht für Autobauer
Stuttgart.  In der Debatte über die 
geplante neue Abgasnorm Euro 7 
hat Bundesumweltministerin Steffi 
Lemke (Grüne) zur Rücksicht-
nahme auf die Automobilindustrie 
gemahnt. »Insbesondere die von 
der EU-Kommission vorgesehenen 
extrem kurzen Einführungsfristen 
sehen wir dabei kritisch«, sagte 
sie den »Stuttgarter Nachrichten« 
und der »Stuttgarter Zeitung« vom 
Donnerstag. Die Einführung von 
Euro 7 müsse »für die Industrie auch 
realisierbar sein, damit Arbeitsplätze 
erhalten und modernisiert werden 
können«. Die EU-Kommission hatte 
ihre Vorschläge zur Ausgestaltung 
der neuen Abgasnorm Euro 7 ab dem 
Jahr 2025 im November vorgestellt. 
Demnach sollen die Grenzwerte für 
Autos nur teilweise niedriger aus-
fallen als nach der seit 2015 maßgeb-
lichen Abgasnorm Euro 6. AFP/nd

Russland erwägt 
Übergewinnsteuer
Moskau. Die russische Regierung ist 
angesichts westlicher Sanktionen und 
eines tiefen Etatlochs nach eigenen 
Angaben im Gespräch mit Großunter-
nehmen über eine einmalige Sonder-
steuer. »Ja, eine freiwillige, einmalige 
Abgabe vom Business ist im Ge-
spräch«, sagte Vize-Regierungschef 
Andrej Beloussow am Mittwoch der 
Nachrichtenagentur Interfax zufolge. 
Vor allem Großunternehmen, die im 
vergangenen Jahr hohe Gewinne er-
wirtschaftet hätten, sollten einen Bei-
trag leisten. »Das ist keine Steuer-
erhöhung. Das ist eine Art windfall 
tax (Übergewinnsteuer), so wie es in 
der Steuerpraxis heißt, ein einmaliger 
Steuereinzug«, sagte Beloussow. Trotz 
hoher Öl- und Gaseinnahmen wies 
Russland im letzten Jahr ein Haus-
haltsdefizit von 3,3 Billionen Rubel 
(43 Milliarden Euro) auf.  dpa/nd

Fleischproduktion  
ist stark gesunken
Wiesbaden.  Die Fleischproduktion 
in Deutschland ist im vergangenen 
Jahr um 8,1 Prozent stark zurück-
gegangen. Die gewerblichen 
Schlachtunternehmen produzierten 
rund sieben Millionen Tonnen 
Fleisch, wie das Statistische Bundes-
amt am Mittwoch mitteilte. Das 
waren 0,6 Tonnen weniger als im Vor-
jahr. Im Jahr 2016 hatte die Fleisch-
produktion mit 8,3 Millionen Tonnen 
einen bisherigen Höchstwert erreicht. 
Seitdem sank sie laut der Statistiker 
jedes Jahr – »allerdings nie so stark 
wie im Jahr 2022«. Mit einem Minus 
von 9,8 Prozent sank 2022 demnach 
die Menge bei Schweinefleisch be-
sonders stark.  AFP/nd

Fed-Chef hält weitere 
Zinsanhebung für nötig
Washington.  Der Chef der US-
Notenbank Fed hat weitere Zins-
erhöhungen im Kampf gegen die 
Inflation in Aussicht gestellt. Es 
dürften voraussichtlich weitere 
Maßnahmen notwendig sein, sagte 
Jerome Powell am Dienstag. Zwar 
sei in diesem Jahr mit einem deut-
lichen Rückgang der Teuerungs-
rate zu rechnen. Es dürfte aber noch 
bis 2024 dauern, bis diese das Ziel 
der Fed von zwei Prozent erreichen 
werde. Powell wies zudem darauf 
hin, dass der US-Arbeitsmarkt in 
einer »außerordentlich starken Ver-
fassung ist«.  dpa/nd

Frankreich will aus Wein 
Industriealkohol machen
Paris.  Frankreich hat die 
bekanntesten Weinanbaugebiete der 
Welt, und dennoch soll ein Teil der 
Produktion nun zu Industriealkohol 
verarbeitet werden. Die Regierung 
wolle in diesem Jahr 160 Millionen 
Euro für das Destillieren von über-
schüssigem Wein aufwenden, teilte 
das Landwirtschaftsministerium 
diese Woche mit. Damit sollen die 
Winzer unterstützt werden, die unter 
mangelndem Absatz leiden. 2022 
ist der Absatz etwa von Rotwein im 
Supermarkt um 15 Prozent zurück-
gegangen. Vor allem die weniger 
prestigereichen Anbaugebiete leiden 
unter Preisverfall.  AFP/nd

Wenn die Industrie so weiterproduziert 
wie bisher, wird es nichts mit dem Klima-
schutz. Ein Gutachten zeigt auf, wie der 
Staat die Transformation der Produktion 
vorantreiben kann.

JÖRG STAUDE

Um klimaneutral zu werden, reicht es nicht, 
Autos mit Ökostrom anzutreiben oder Gebäu-
de mit grüner Wärme zu heizen. Auch der Pkw 
oder das Haus selbst sollen »ergrünen«. Daher 
grasen Autohersteller derzeit die Stahlbranche 
ab auf der Suche nach grünem Blech. Der dazu 
nötige Stahl wird nicht mehr mit Koks und 
Kohle, sondern mit grünem Wasserstoff her-
gestellt. Ab 2025 sollen derartige Fahrzeuge 
mit grünem Stahl unterm Lack auf den Markt 
kommen und nach aktuellen Schätzungen 300 
bis 700 Euro teurer sein als heutige. Ange-
sichts der Preissteigerungen in der Pkw-Bran-
che eine eher vernachlässigbare Größe.

Klimapolitisch ist die Umstellung auf grü-
nen Stahl ohne rechte Alternative. Stahl ver-
ursacht derzeit 30 Prozent der deutschen 
CO2-Emissionen in der Industrie. Nimmt man 
andere Grundstoffe aus der Zement- oder Che-
miebranche hinzu, summiert sich das auf na-
hezu zwei Drittel der Industrieemissionen 
von derzeit rund 180 Millionen Tonnen CO2
jährlich.

Zu allem Überfluss erwartet die Internatio-
nale Energieagentur einen Anstieg der Nach-
frage nach Stahl bis 2050 um rund ein Drittel. 
Wie schnell und auf welchem Weg ist hier ein 
Umstieg auf grünen Stahl zu schaffen?

Dazu legte der Wissenschaftliche Beirat 
beim Bundeswirtschaftsministerium am Mitt-
woch ein Gutachten zur klimaneutralen In-
dustrie vor. Darin plädiert das 39-köpfige 
Expertengremium dafür, den Klima-Stahl bei-
spielhaft zu einem grünen Leitmarkt zu entwi-
ckeln. Die bereits vorhandene Nachfrage sollte 
dazu aktiviert und verstärkt werden, heißt es 
im Gutachten. So könnte staatlich vorgeschrie-
ben werden, dass ein bestimmter Anteil eines 
Produkts aus grünem Stahl bestehen muss, 
wobei die Quote nach und nach ansteigt. Die 
öffentliche Hand könnte sich und private Un-
ternehmen auch verpflichten, grünen Stahl für 
den Bau von Gebäuden, Brücken oder Wasch-
maschinen oder eben Autos zu verwenden.

Grüne Leitmärkte fördern den Wettbewerb, 
betont Beiratsmitglied Achim Wambach, Lei-
ter des Zentrums für Europäische Wirtschafts-
forschung. Neue Anbieter könnten so in den 
Markt kommen, und über die Preiswirkung 
gebe es starke Anreize, klimafreundliche Tech-
nologien zu verbessern und kostengünstiger 
zu machen.

Es gelte, so das Gutachten, in solche Leit-
märkte den Wettbewerb hineinzubekommen. 
Kostenschätzungen wie bei anderen Klimains-
trumenten seien notorisch fehlerbelastet und 
setzten auch nicht die Kräfte frei, um die Kos-
ten günstiger zu gestalten. Wie ein intensiver 
Wettbewerb in einem Leitmarkt entstehen soll, 
wenn es zum Beispiel wie in Deutschland nur 
vier große Stahlhersteller gibt, ist allerdings 
nicht klar.

Auf jeden Fall erfordert das Konzept der 
Leitmärkte für den Beirat eine transparen-
te und international akzeptierte Definition 
und Zertifizierung, welcher Stahl oder ande-
re Grundstoff als grün gelten kann. Bei Stahl 
setzt sich das Expertengremium dafür ein, aus 
Klimasicht künftig nur zwei Sorten zuzulas-
sen. Er würde dabei als »grün« oder »emissi-
onsarm« definiert, wenn bei seiner Produktion 
nur eine bestimmte Menge CO2 ausgestoßen 
und nur ein bestimmter Anteil fossil herge-
stellten Altstahls beigemischt wird. Liegt er da-
rüber, wäre er »grau«.

Näher erläutert das der Beirat so: Wird bei-
spielsweise die Stahl-Direktreduktion mit 100 
Prozent Erdgas betrieben – grüner Wasserstoff 
ist ja in den kommenden Jahren kaum ver-
fügbar – und werden durch den Erdgasein-
satz anstelle des traditionellen Weges über 
den Hochofen 50 Prozent der CO2-Emissionen 
eingespart, könnten 50 Prozent des so produ-
zierten Stahls als »grüner« und 50 Prozent als 
»grauer« Stahl deklariert werden.

Auch plädieren die Experten dafür, den 
Unternehmen zu erlauben, die eingesparte 
CO2-Menge als Zertifikat meistbietend han-
deln zu lassen. Dann könnte ein Autoher-
steller für sein klimaneutrales Auto auch 
konventionellen Stahl einkaufen, der vom 

Lieferanten allerdings zuvor per CO2-Zerti-
fikat in einen grünen verwandelt wurde. Er-
fahrungen aus der Ökostrombranche zeigen 
allerdings, dass so ein Zertifikatehandel an-
fällig für Greenwashing ist, weil fossile Er-
zeuger sich recht preiswert in Grün umfärben 
können. Zum anderen haben auch die Grün-
stromerzeuger ein Interesse an dem Handel, 
weil sie so ohne viel Aufwand zusätzliche Ein-
nahmen erzielen.

Diese Möglichkeiten würde es bei einem 
anderen Klima-Instrument nicht geben, den 
»Carbon Contracts for Difference«. Bei diesen 
Klimaschutzverträgen würde der Staat, ver-
einfacht gesagt, einzelnen Stahlherstellern 
zunächst die Mehrkosten für den Umstieg 
auf die grüne Produktionsweise erstatten, 
sich danach aber einen Teil der Subvention 
zurückholen, wenn der Hersteller aufgrund 
hoher Marktpreise nicht eingeplante Gewin-
ne erzielt. Solche Verträge legten aber schon 
die Technologie fest und könnten auch zu ei-
ner erheblichen Überförderung führen, kriti-
siert der Vorsitzende des Wissenschaftlichen 
Beirats, Klaus M. Schmidt, Ökonom an der 
Ludwig-Maximilians-Universität München. 
Eine teilweise Rückzahlung der Förderung 
sei zwar theoretisch möglich, praktisch aber 
kaum zu erwarten.

Das Instrument sollte deswegen nur in eng 
begrenztem Umfang für den Aufbau von Pi-
lotprojekten und den Einstieg in die klima-
neutrale Produktion genutzt werden, fordert 
der Beirat in Richtung Ministerium. Das arbei-
tet gerade an einer Richtlinie für milliarden-
schwere Klimaschutzverträge für die Industrie.

Tatsächlich sind die Kosten der Umstellung 
auf klimafreundlich mit großen Unsicherhei-
ten behaftet. Laut einer Studie der Denkfab-
rik Agora Energiewende aus dem vergangenen 
Jahr liegen die Mehrkosten in Deutschland für 
den Betrieb grüner Stahlerzeugung zwischen 
zwei Milliarden und 27 Milliarden Euro. Der 
Mehraufwand sei abhängig von der Reform 
des EU-Emissionshandels, dem Aufbau grüner 
Leitmärkte sowie von Kostenminderungen bei 
grünem Wasserstoff, erklärt der Think-Tank.

Der laufenden Reform des europäischen 
Emissionshandels kommt dabei offensichtlich 
eine entscheidende Rolle zu. Beiratsvorsitzen-
der Schmidt sprach sich am Mittwoch dafür 
aus, die Zahl der an die Industrie immer noch 
kostenlos verteilten Zertifikate schnell zu sen-
ken. Um das 1,5-Grad-Klimaziel zu schaffen, 
hält er einen dauerhaften CO2-Preis von 100 
Euro pro Tonne für nötig. In den letzten Mo-
naten schwankte dieser zwischen 65 und ak-
tuell nahezu 95 Euro.

Beirat des Wirtschaftsministeriums plädiert dafür, Leitmärkte für klimaneutrale Industrie aufzubauen

Es könnte staatlich vorgeschrieben 
werden, dass ein bestimmter Anteil 
eines Produkts aus grünem Stahl 
bestehen muss, wobei die Quote 
nach und nach ansteigt.

Vom grauen zum grünen Stahl

Zur Stahlproduktion braucht es extrem viel Energie.
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